
 

 
 

Die Senatorin 
für Bildung und Wissenschaft 

 
Vereinbarung  

zur Sicherstellung des 
Schutzauftrages bei Kindeswohlgefährdung 

gem. § 8a SGB VIII 
 

zwischen dem  
 Amt für Soziale Dienste / Jugendamt  

 

und 
 

der Senatorin für Bildung und Wissenschaft 
 

für die Stadtgemeinde Bremen 
 

 
Vorbemerkung 
 
Das Jugendamt der Stadtgemeinde Bremen und die Senatorin für Bildung und 
Wissenschaft schließen unter Zugrundelegung der zwischen der Senatorin für 
Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und Soziales und der Senatorin für Bildung 
und Wissenschaft geschlossenen Rahmenvereinbarung vom 25.04.2008 (Inkraft-
setzung 01.05.2008) gemäß den gesetzlichen Bestimmungen des § 81 SGB VIII 
in Verbindung mit § 8a SGB VIII sowie gem. § 5 und § 12 des Bremischen 
Schulgesetzes die nachfolgende Vereinbarung mit dem Ziel, die in dem § 8a SGB 
VIII enthaltenen Regelungen zum Schutz von Kindern und Jugendlichen in Bre-
men in der Weise umzusetzen, dass die Zusammenarbeit zwischen öffentlicher 
Jugendhilfe und den Schulen durch Klarheit der Aufgabenstellung optimiert wird.  
 
 
1. Grundlagen und Regeln zur Sicherstellung des Schutzauftrages bei 

Kindeswohlgefährdung 
 

Werden im schulischen Bereich gewichtige Anzeichen für eine Kindeswohlgefähr-
dung bekannt, sind die Schulleitungen zur Weitergabe der personenbezogenen 
Daten an das Jugendamt gem. § 8 Abs. 1 Nr. 2 Bremisches Schuldatenschutzge-
setz (BremSchulDSG) auch ohne Einwilligung der Betroffenen berechtigt.  
 
Die Erhebung von personenbezogenen Daten durch das Jugendamt (Sozialdaten) 
bei Schulen ist zur Sicherstellung seines Schutzauftrages bei Kindeswohlgefähr-
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dung unter den Voraussetzungen des § 62  Abs. 3 Nr. 2 d SGB VIII auch ohne 
Einwilligung der Betroffenen zulässig. 
 
Sofortiges Handeln bei gravierender Kindeswohlgefährdung 
 
Wenn offenkundige Anhaltspunkte einer Kindeswohlgefährdung erkennbar sind, 
liegen die Voraussetzungen des § 12 Abs. 2 Bremisches Schulgesetz (Brem-
SchulG) sowie des § 8 Abs. 1 Nr. 2 BremSchulDSG vor, unter denen personenbe-
zogene Daten an andere öffentliche Stellen übermittelt werden können. In einem 
solchen Fall informiert die Schulleitung die Stadtteilleitung Junge Menschen des 
für den Wohnort des Kindes zuständigen Sozialzentrums des Jugendamtes um-
gehend, soweit die Gefährdung nicht durch schulische Maßnahmen und die Zu-
sammenarbeit mit den Erziehungsberechtigten nach § 6 BremSchulG zu beheben 
ist (Formblatt I).  
 
Eine Information der Betroffenen über die Datenübermittlung hat grundsätzlich 
vorher, bei Gefahr im Verzug spätestens unmittelbar nach der Datenübermittlung 
zu erfolgen, es sein denn, dass dadurch der wirksame Schutz des Kindes oder 
des Jugendlichen in Frage gestellt wird. 
 
 
2. Fortbildung der Mitarbeiter/innen 

 
Zwischen dem Jugendamt und der Senatorin für Bildung und Wissenschaft wer-
den zur konkreten Umsetzung dieser Vereinbarung ein Handlungsleitfaden er-
stellt und Fortbildungsveranstaltungen für das schulische Personal durchgeführt, 
die zur sachgerechten Wahrnehmung des Schutzauftrages nach § 8a SGB VIII 
als sinnvoll und notwendig erachtet werden. 
 
 
3. Dokumentation 

 
Die Schulleitungen sind verpflichtet, den Ablauf des Verfahrens im Einzelfall in 
geeigneter Form zu dokumentieren. Die Schulaufsicht bei der Senatorin für Bil-
dung und Wissenschaft ist von dem Vorgang in Kenntnis zu setzen. 
 
 
4. Datenschutz 
 
4.1 Eine Weitergabe der Informationen der Schule an das Jugendamt ist nach 

§ 4 Abs. 1, 2 BremSchulDSG nur mit Einwilligung der Betroffenen zulässig, 
wenn nicht einer der dort genannten Ausnahmetatbestände erfüllt ist. 

 
Soll die Information erfolgen, damit hierdurch erhebliche Nachteile für das 
Gemeinwohl oder schwerwiegende Beeinträchtigungen der Rechte Einzel- 
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ner verhindert oder beseitigt werden (§ 8 Abs. 1 Nr. 2 BremSchulDSG), 
was insbesondere bei gewichtigen Anhaltspunkten für eine Gefährdung des 
Wohls des Kindes oder Jugendlichen der Fall ist, so ist zu versuchen, das 
Einverständnis der Betroffenen für eine Datenübermittlung an das Jugend-
amt zu erhalten.  
Ist dies nicht möglich, ist in diesem Fall auch eine Datenübermittlung ohne 
Einwilligung der Betroffenen zulässig; die Betroffenen sind in diesem Fall 
vor der Datenübermittlung zu informieren, es sei denn, dass dadurch der 
wirksame Schutz des Kindes oder des Jugendlichen in Frage gestellt wird. 
 
Bei der Entscheidung über eine Datenübermittlung sind der Erziehungs- 
und Bildungsauftrag der Schule sowie das Vertrauensverhältnis zwischen 
den Schülerinnen und den Schülern zur Schule zu berücksichtigen (§ 8 
Abs. 1 S. 2 BremSchulDSG). 
 
Die Datenübermittlung erfolgt durch die Schulleiterin oder durch den 
Schulleiter (§ 8 Abs. 1 S. 3 BremSchulDSG) oder ausnahmsweise durch 
eine von der Schulleitung beauftragte pädagogische Mitarbeiterin oder ei-
nen von der Schulleitung beauftragten pädagogischen Mitarbeiter.  

 
4.2 Die Befugnisnorm des § 62 Abs. 3 Nr. 2 d SGB VIII, die es dem Jugendamt 

erlaubt, Sozialdaten ohne Einwilligung des Betroffenen bei der Schule zu 
erheben, umfasst nicht die Befugnis, der Schule Sozialdaten über den Be-
troffenen zu übermitteln. Eine für diese Erhebung von Sozialdaten not-
wendige Übermittlung zum Zweck der Identifikation der Person ist auf das 
hierfür unumgängliche Maß zu beschränken (Nennung des Namens der 
Person, über die Sozialdaten erhoben werden sollen). 

 
4.3 Eine Informationsweitergabe des Jugendamtes an die Schule (Übermitt-

lung personenbezogener Sozialdaten) ist zulässig mit Einwilligung des Be-
troffenen, ohne Einwilligung unter den Voraussetzungen einer Sozialda-
tenübermittlungsbefugnisnorm des Sozialgesetzbuches oder bei Vorliegen 
eines rechtfertigenden Notstandes (§ 34 StGB).  

 
5. Kooperation 
 
Das Jugendamt informiert die betreffenden Schulleitungen über den Eingang der 
Meldung und die/den für die Bearbeitung zuständige Mitarbeiterin bzw. zuständi-
gen Mitarbeiter. Im Rahmen einer etwaigen Hilfeplanung soll das Jugendamt un-
ter den Voraussetzungen des § 36 SGB VIII sowie den Vorgaben des Sozialda-
tenschutzrechtes insbesondere auf eine Mitwirkung der Lehrkräfte hinwirken. 
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